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Finanzamt xxx/xxx/xxxx/xxx/xxx/x 
-Bewertungsstelle-

Aktenzeichen xxxxxxxxxxxxxxxxxxxx
(Bitte bei Rückfragen angeben) 

FA-xxxxxxxxxxxx

Herrn und Frau 
xxxxxxxxxxxxxxxxxx
xxxxxxxxxxxxxx
xxxxxxxxxxxxx 

A.Für das Einfamilienhaus

xxxxxxxxx, den 08.11.2022 

Telefon, xxxxxxxxxxx 
Telefax, xxxxxxxxxxx 

Bescheid 
über 

den Grundsteuermessbetrag 
Hauptveranlagung auf den 1.1.2025 

in xxxxx, xxxxxx, xxxxxxxxxxx xxxx, Flur-Nr. xx,
Flurstücks-Nr. xxx

wird der Grundsteuermessbetrag zum 1.1.2025 auf 

Eigentümer: Herr xxxxxxxxxxxxxxxxx 
Frau xxxxxxxxxxxxxxx 

Berechnung des Steuermessbetrages 

Grundsteuerwert 
x Steuermesszahl 0,31 v.T. 
Steuermessbetrag 

Steuermessbetrag 

B.Erläuterungen

87,76 € festgesetzt. 

283. 100 €

87,76 € 

87,76 € 

Aufgrund dieses Bescheides ist keine Zahlung zu leisten. Der Grundsteuer­
messbetrag ist lediglich die Bemessungsgrundlage für die Grundsteuer,
die von der Gemeinde mit einem gesonderten Grundsteuerbescheid festgesetzt
wird.

Datenschutzhinweis, 

Informationen über die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Steuer­
verwaltung und über Ihre Rechte nach der Datenschutz-Grundverordnung sowie 
über Ihre Ansprechpartner in Datenschutzfragen entnehmen Sie bitte dem 
allgemeinen Informationsschreiben der Finanzverwaltung. Dieses Informations­
schreiben finden Sie unter www.finanzamt.de (unter der Rubrik "Datenschutz") 
oder erhalten Sie bei Ihrem Finanzamt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

1 • Allgemeines 
1.1 Sie können gegen diesen Bescheid Einspruch einlegen. Ein Einspruch 

ist jedoch ausgeschlossen, soweit dieser Bescheid einen Verwaltungsakt 
ändert oder ersetzt, gegen den ein zulässiger Einspruch oder (nach einem 
zulässigen Einspruch) eine zulässige Klage, Revision oder Nichtzulas­
sungsbeschwerde anhängig ist. In diesem Fall wird der neue Verwaltungs­
akt Gegenstand des Rechtsbehelfsverfahrens. Der Einspruch ist beim vor­
genannten Finanzamt oder bei der angegebenen Außenstelle schriftlich 
einzureichen, diesem bzw. dieser elektronisch zu übermitteln oder dort 
zur Niederschrift zu erklären. 

Öffnungszeiten: 
www.finanzamt.rlp.de 
oder xxxxxxxxxxx 
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1,2 Die Frist für die Einlegung des Einspruchs beträgt einen Monat. Sie 
beginnt mit Ablauf des Tages, an dem Ihnen dieser Bescheid bekannt 
gegeben worden ist. Bei Zusendung durch einfachen Brief oder Zustellung 
mittels Einschreiben durch Übergabe gilt die Bekanntgabe mit dem dritten 
Tag nach Aufgabe zur Post als bewirkt, es sei denn, dass der Bescheid zu 
einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist. Bei Zustellung mit Zustellungs­
urkunde oder durch Einschreiben mit Rückschein oder gegen Empfangsbekennt­
nis ist der Tag der Bekanntgabe der Tag der Zustellung. 

1.3 Auch wenn Sie einen Einspruch gegen den - Grundsteuermessbescheid -
Zerlegungsbescheid - einlegen, kann die zur Erhebung der Grundsteuer 
berechtigte Gemeinde den angefochtenen Bescheid der Festsetzung der 
Grundsteuer zugrunde legen. 

2. Dingliche Wirkung der Bescheide bei Eigentumswechsel
Dieser Bescheid wirkt gegenüber einem Rechtsnachfolge�, auf den der
Gegenstand nach dem Festsetzungszeitpunkt (Feststellungszeitpunktl mit
steuerlicher Wirkung übergeht, auch dann, wenn der Bescheid ihm nicht
bekannt gegeben worden ist, es sei denn, die Rechtsnachfolge ist vor
Ergehen des Bescheids eingetreten. Wirkt der Bescheid ohne Bekanntgabe
gegenüber dem Rechtsnachfolger, kann dieser nur innerhalb der für den
Rechtsvorgänger maßgebenden Rechtsbehelfsfrist Einspruch einlegen bzw.
Klage erheben.

Wichtige Hinweise 

Entscheidungen in einem Grundlagenbescheid (Grundsteuerwertbescheid, für 
die Zerlegung des Steuermessbetrages auch der Grundsteuermessbescheid) 
können nur durch Anfechtung des Grundlagenbescheids, nicht auch durch 
Anfechtung eines davon abhängigen Bescheids (Folgebescheid) angegriffen 
werden. 

Wird ein Grundlagenbescheid (Grundsteuerwertbescheid, Grundsteuermess­
bescheid) berichtigt, geändert oder aufgehoben (z.B. aufgrund 
eines eingelegten Einspruchs), so werden die davon abhängigen Be­
scheide von Amts wegen geändert oder aufgehoben. 

Die Gemeinde erhebt die Grundsteuer nach dem neuen Messbetrag. Sie erteilt 
Ihnen darüber einen Grundsteuerbescheid. Der mit diesem Bescheid festge­
setzte Grundsteuermessbetrag gilt von dem Kalenderjahr an, das mit dem 
Festsetzungszeitpunkt beginnt. 
Die Grundsteuer ist nicht an die Finanzkasse, sondern an die Gemeinde 
zu zahlen. 
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